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FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG

Wirtschaft

HAMBURG, 16. Mai. Die steuerrechtli-
che Neuregelung von Unternehmenssa-
nierungen wirft Fragen auf. Ende April
beschloss der Bundestag ein Gesetz zur
Steuerbefreiung von Sanierungsgewin-
nen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte
den Sanierungserlass des Bundesfinanz-
ministeriums für nichtig erklärt, mit der
Sanierungsgewinne steuerfrei gestellt
wurden. Der Erlass verstoße gegen den
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung, entschieden die Richter
(F.A.Z. vom 8. Februar, Az.: GrS 1/15).

Der Sanierungserlass und seine Wir-
kungen standen bereits seit längerem in
der Diskussion. Diese betraf nicht nur
die Rechtsqualität der Verwaltungsan-
weisung, sondern auch die Frage, ob es
sich dabei um eine unzulässige Beihilfe
handele. Die fehlende rechtliche Grund-
lage für die Freistellung von Sanierungs-
gewinnen erschwert und vereitelt Unter-
nehmenssanierungen. Da der Zeitpunkt
des Inkraftretens des neuen Gesetzes
von der Zustimmung der EU-Kommissi-
on abhängt, hat das Bundesfinanzminis-
terium für die Übergangszeit nun eine
neue Verwaltungsanweisung verfügt.

Danach ist für die bis zum 8. Februar
dieses Jahres endgültig vollzogenen Sa-
nierungen die alte Rechtslage weiterhin
uneingeschränkt anzuwenden. Soweit
eine verbindliche Auskunft oder Zusage
erteilt wurde, ist diese nicht aufzuheben
oder zurückzunehmen, wenn der Forde-
rungsverzicht bis zur Entscheidung über
Aufhebung oder Rücknahme ganz oder
im Wesentlichen vollzogen wurde. Dar-
über hinaus soll keine verbindliche Aus-
kunft oder Zusage mehr erteilt werden.
Billigkeitsmaßnahmen, etwa Stundun-
gen, sind nur noch unter Widerrufsvor-
behalt vorzunehmen und Erlassentschei-
dungen zurückzustellen.

Die neue Regelung, die nun auf betrof-
fene Unternehmen zukommen wird, ist
kompliziert, günstig für den Fiskus und
für den steuerlichen Laien kaum ver-
ständlich. Die Komplexität ist auch dar-
auf zurückzuführen, dass steuerrecht-
lich nicht mehr unmittelbar an das Leis-
tungsprinzip angeknüpft wird, sondern
die Verlustrück- und Verlustvorträge
durch die Mindestbesteuerung einge-
schränkt werden, um so einen gleichmä-
ßigen Steuerzufluss zu gewährleisten.
Es erfolgt also bisweilen eine Besteue-

rung auf fiktiver Grundlage. Die Arbeits-
gemeinschaft Insolvenzrecht und Sanie-
rung im Deutschen Anwaltverein for-
dert deshalb, Sanierungsgewinne steuer-
frei zu stellen, wenn diese vorhandene
Verlustvorträge übersteigen.

Der überwiegend von fiskalischen Er-
wägungen geprägte Gesetzentwurf er-
füllt die Anforderungen an modernes Sa-
nierungssteuerrecht nicht und ist unfair.
Einerseits muss der Schuldner Teilwert-
abschreibungen vornehmen, wenn sich
der Wert der Gegenstände gemindert
hat. Diese Abschreibungen werden
durch den Sanierungsgewinn aufge-
zehrt. Umgekehrt darf er aber nicht Ver-
mögensgegenstände mit dem gemeinen
Wert ansetzen, wenn in dieser Höhe
eine dingliche Belastung vorliegt. Das
sich selbst sanierende Unternehmen
wird dabei gegenüber einem neuen
Rechtsträger benachteiligt, der die Ge-
genstände aus der Insolvenz über-
nimmt. In diesem Fall würde die Veräu-
ßerung zum gemeinen Wert erfolgen,
das Unternehmen würde zukünftig die
Abschreibung von diesem Wert vorneh-
men. Das Steuerrecht entwickelt hier
eine Lenkungswirkung, die nach den
Grundsätzen der Rechtsformneutralität
und der Strukturgleichheit der Sanie-
rungswege vermieden werden muss.

Darüber hinaus erfasst das neue Ge-
setz auch nicht den Einzelunternehmer,
dem etwa seine Vertragspartner am
Ende seiner beruflichen Tätigkeit seine
Schulden erlassen, um ihm einen schul-
denfreien Übergang ins Privatleben zu
ermöglichen. Ein solcher Schuldener-
lass würde beim bilanzierenden Gewer-
betreibenden Steuern hervorrufen, die
ihn allein deshalb ins Insolvenzverfah-
ren treiben würden. Das gilt selbst dann,
wenn der Erlass im Rahmen eines Insol-
venzplanverfahrens erfolgt.

Da das Unternehmen die Vorausset-
zungen der Sanierung nachweisen
muss, ist nicht auszuschließen, dass das
Finanzamt gewährte Forderungsverzich-
te nicht steuerfrei stellt und deswegen
eine Sanierung später scheitert. Die er-
forderliche Rechtssicherheit ist damit
noch nicht eingetreten. 
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maj. FRANKFURT, 16. Mai. Die Erho-
lung der Wirtschaft im Euroraum ge-
winnt an Schwung, Italien hinkt dem
Aufschwung im Euroraum indes weiter
hinterher. Wie das italienische Statistik-
amt Istat am Donnerstag mitteilte, stieg
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im ers-
ten Quartal nur um 0,2 Prozent, nach-
dem die Wirtschaftsleistung schon zwi-
schen Oktober und Dezember 2016 eben-
falls nur um 0,2 Prozent gestiegen war.

Der gesamte Währungsraum ist hinge-
gen mit Schwung ins Jahr 2017 gestartet.
Die Wirtschaftsleistung aller 19 Mitglied-
staaten legte um 0,5 Prozent gegenüber
dem Vorquartal zu, teilte die europäi-
sche Statistikbehörde Eurostat in Luxem-
burg nach einer zweiten Schätzung am
Dienstag mit. Damit bestätigte die Be-
hörde eine erste Schnellschätzung von
Anfang Mai. Der Euroraum konnte das
Wachstumstempo aus dem Schlussquar-
tal 2016 nicht nur halten. Zudem über-
traf die Wirtschaft in der Währungsuni-
on auch das Wirtschaftswachstum in den
Vereinigten Staaten von Amerika, das
zum Jahresauftakt überraschend
schwach ausgefallen war. „Für Europa
gibt es gute Gründe, optimistisch in die
Zukunft zu blicken“, kommentierte
KfW-Chefvolkswirt Jörg Zeuner die Da-
ten vom Dienstag. Nicht nur könnte der
Währungsraum mit dem soliden Wachs-
tum im ersten Quartal zufrieden sein.
Auch spreche die gute Stimmung in den
Unternehmen dafür, dass die Dynamik

des Aufschwungs in den kommenden
Monaten anhalten werde.

Gestützt wurde das Wachstum im ge-
samten Währungsraum durch einen
überraschend hohen Überschuss in der
Handelsbilanz. So lag der Exportüber-
schuss, also die Differenz zwischen Ein-
und Ausfuhr, im März bei 30,9 Milliar-
den Euro. Das war der höchste Über-
schuss in einem Monat, den die Eurolän-
der bisher erzielen konnten. Der Gesamt-
wert der Ausfuhren legte im Vergleich
zum Vorjahresmonat um 13 Prozent auf
178,9 Milliarden Euro zu, die Einfuhren
stiegen etwas stärker um 14 Prozent auf
150,7 Milliarden Euro. Das Handelsvolu-
men innerhalb des Euroraums betrug im
März 168,1 Milliarden Euro, was einem
Anstieg von 12 Prozent gegenüber März
2016 entsprach.

Unter den Euroländern verzeichnete
Finnland das stärkste Wachstum im ers-
ten Quartal. Die dortige Wirtschaft legte
gegenüber dem Vorquartal um 1,6 Pro-
zent zu. Einen starken Aufschwung gab
es auch in Lettland und Litauen mit ei-
nem Wachstum von 1,5 Prozent und 1,4
Prozent. Deutschland verzeichnete im
ersten Quartal einen Zuwachs von 0,6
Prozent, die französische Wirtschaft leg-
te um 0,3 Prozent zu, die spanische um
0,8 Prozent. Das einzige Land im Euro-
raum mit einer schrumpfenden Wirt-
schaftsleistung war Griechenland. Hier
sank das BIP zum Jahresauftakt gegen-
über dem Vorquartal um 0,1 Prozent.
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